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Placebo für einen echten Pflegefall
Am 11. März stimmen Volk
und Stände über die Initiative
«für eine soziale Einheitskran-
kenkasse» ab. Die Vorlage ist
kein taugliches Mittel zur
Eindämmung stetig steigen-
der Krankenkassenprämien.

Philipp Hufschmid

Der Abstimmungs-
text der Volksinitiative
«für eine soziale Ein-
heitskrankenkasse»
im Bundesbüchlein ist
im Vergleich zu ande-
ren Vorlagen aus jün-
gerer Zeit kurz ausge-
fallen. Nur gerade

zwei Artikel der Bundesverfassung
sollen nach dem Willen der Initianten
des Westschweizer Mouvement Popu-
laire des Familles und linksgrüner
Kreise geändert werden. Konkret sieht
die Initiative die Schaffung einer Ein-
heitskrankenkasse mit einem Verwal-
tungsrat und einem Aufsichtsrat vor.
In beiden Gremien sollen Behörden,
Leistungserbringer und Versicherte zu
je einem Drittel Einsitz nehmen. Die
Prämien sollen neu nach der «wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit» vom
Gesetzgeber festgelegt werden. 

Problematische Umsetzung
So erfreulich kurz der Abstim-

mungstext auch ist, so problematisch
wäre er in seiner Umsetzung: Indem
die konkrete Finanzierung der Ein-
heitskrankenkasse dem Gesetzgeber
überlassen wird, ist zum Zeitpunkt des
Urnengangs völlig unklar, wer die
weitreichenden Versprechungen der
Initianten bezahlen soll. Zwar birgt die
Zusammenlegung der gegenwärtig 87
Krankenversicherer zu einer Einheits-
krankenkasse kurzfristig durchaus
Sparpotenzial, da Verwaltungskosten
durch Kassenwechsel oder Werbeaus-
gaben für die Jagd nach so genannten
guten Risiken wegfielen. Doch reicht

dieses bei weitem nicht aus, um wie
angekündigt die Prämien für zwei Drit-
tel der Bevölkerung zu senken. In be-
währt links-populistischer Manier sol-
len zur Deckung dieser Finanzierungs-
lücke die zehn reichsten Prozent der
Bevölkerung zur Kasse gebeten wer-
den. Doch ganz so einfach ist es nicht:
der Übergang von den viel geschmäh-
ten Kopfprämien zu einkommens- und
vermögensabhängigen Prämien bedeu-
tet faktisch die Einführung einer Ge-
sundheitssteuer. 2005 kostete die
Grundversicherung gut 20 Milliarden
Franken – bei steigender Tendenz. Bei
einem Betrag in dieser Höhe führt die
Finanzierung über Steuern naturge-
mäss nicht nur zu einer Mehrbelas-
tung der reichsten zehn Prozent der
Bevölkerung, sondern auch zu höhe-
ren Prämien für den Mittelstand.

Monopolist Einheitskrankenkasse
Die gute Qualität des schweizeri-

schen Gesundheitswesens ist heute
unbestritten. Der Leistungskatalog in
der Grundversicherung ist umfassend,
und die medizinische Versorgung ge-
nügt – auch im internationalen Ver-
gleich – höchsten Ansprüchen. Anlass
zur Sorge gibt einzig die stetig steigen-
de Prämienlast für die Versicherten.
Mit der Einführung der Einheitskran-
kenkasse entstünde im Krankenversi-
cherungsbereich ein Monopolist, der
die Qualität des Gesundheitswesens
mittelfristig gefährden könnte, ohne
gleichzeitig kostendämpfend zu wir-
ken. Der Monopolist, der vor jeder Art
von Wettbewerb geschützt ist, hat kei-
nerlei Zwang, sein Angebot zu verbes-
sern oder die Kosten zu senken. Die
Befürworter der Initiative verweisen
gerne auf die ihrer Meinung nach vor-
bildlichen Einheitskrankenkassen in
Österreich oder Dänemark. Allerdings
verschweigen sie, dass in beiden Län-
dern die freie Arztwahl eingeschränkt
ist und der dänische Leistungskatalog
weniger umfassend ist. Negative Bei-
spiele für Einheitskassen im Ausland
wie etwa Grossbritannien blenden die
Befürworter gänzlich aus.

Einer Einheitskrankenkasse sind die
Versicherten zudem ausgeliefert, weil

sie bei schlechter Betreuung sich nicht
mehr für eine andere Krankenkasse
entscheiden könnten. Mit der Einfüh-
rung einer steuerfinanzierten Gesund-
heitsversicherung fiele auch auf Seiten
der Versicherten der Sparanreiz weit-
gehend weg. Wenn 60 Prozent keine
oder nur geringe Prämien zu zahlen
haben, werden sie sich kaum um spar-
sames Verhalten bemühen. Kopfprä-
mien sind nötig, um einen Rest an
Selbstverantwortung zu erhalten.

Auch die paritätisch aus Behörden,
Leistungserbringern und Versicherten
zusammengesetzten Leitungsgremien
der Einheitskrankenkasse sind kaum
geeignet, um kostensenkend auf das
System einzuwirken. Leistungserbrin-
ger wie Spitäler und Ärzte und die
Versicherten dürften regelmässig zu-
sammenspannen, weil möglichst viele
Leistungen in ihrer beider Interesse
liegen. Dagegen sind die Vertreter des
Staats, der alles finanzieren soll, in ei-
ner Minderheitsposition. Das erwähn-
te Sparpotenzial dürfte aus diesen
Gründen mehr als aufgezehrt werden. 

Kostentreiber unbeeinflussbar
Der von den Befürwortern der Ini-

tiative oft bemühte Vergleich der Ein-
heitskrankenkasse mit Sozialwerken
wie der Alters- und Hinterlassenenver-
sicherung (AHV) oder der Arbeitslo-
senversicherung ist durchaus treffend
– wenngleich in einem ganz anderen
als dem beabsichtigten Sinn: Beide So-
zialwerke sind in ihrer gegenwärtigen
Ausgestaltung über kurz oder lang
nicht mehr lebensfähig, weil sie zu
viele Leistungen erbringen müssen.
Der Staat wird den finanziellen Zu-
satzbedarf mit höheren Steuern, einer
Senkung der Anzahl Bezüger oder
Leistungskürzungen decken müssen.
Wie bei der AHV sind auch im Ge-
sundheitswesen die demographische
Entwicklung und die steigende Le-
benserwartung massgeblich für die
höheren Kosten verantwortlich. Darü-
ber hinaus sorgt im Gesundheitsbe-
reich der medizinische Fortschritt für
höhere Kosten. Die Entwicklung hin
zu immer mehr kranken Versicherten,
die mit immer teureren Therapien be-

handelt werden können, ist noch
längst nicht abgeschlossen. Die Kosten
werden daher auch weiterhin – und
wahrscheinlich beschleunigt – steigen. 

Mit diesen sich verschlechternden
Rahmenbedingungen sähe sich auch
eine Einheitskrankenkasse konfron-
tiert. Der Verdacht drängt sich auf,
dass es den Initianten gar nicht um ei-
ne Lösung des Problems der steigen-
den Prämien geht, sondern bloss um
eine Lastenverschiebung. Die Präsi-
dentin des Initiativkomitees und grüne
Berner Nationalrätin, Therese Frösch,
hat an einer Pressekonferenz denn
auch geradeheraus erklärt, dass «die
Einheitskasse soziale Umverteilung»
sei. Doch hat bereits das heutige Sys-
tem ausreichende soziale Komponen-
ten. Zum einen kommen gegenwärtig
über 30 Prozent der Bevölkerung in
den Genuss einer Prämienverbilli-
gung. Zum anderen sind 30 Prozent
der Kosten der Grundversicherung
schon jetzt steuerfinanziert, sodass
durch die fiskalische Progression hö-
here Einkommen deutlich stärker be-
lastet werden. 

Gesundheit ist unbezahlbar
Die wahren Kostentreiber in der

Krankenversicherung lassen sich mit
der Einheitskrankenkasse nicht aus-
schalten, während ein teures, aber gut
funktionierendes System zur Dispositi-
on gestellt wird. Die Initiative «für eine
soziale Einheitskrankenkasse» ist da-
her abzulehnen. Sie ist nur ein Placebo
für einen echten finanziellen Pflegefall:
die Krankenversicherung. Mit einer
ganzen Reihe von bereits beschlosse-
nen oder noch hängigen Massnahmen
versucht das Parlament, die heutige
Krankenversicherung effizienter zu ge-
stalten, um so das Kostenwachstum zu
verringern – denn zu stoppen ist die-
ses angesichts der gesellschaftlichen
Realitäten in der Schweiz nicht. Die ei-
gentliche Frage am 11. März und in
den kommenden Jahren lautet nicht,
ob eine Systemumstellung not tut, son-
dern ob wir uns im Krankheitsfall eine
umfassende Grundversicherung wün-
schen – auch um den Preis von immer
teureren Prämien.

Thema

Rückspiegel

Wie Leonid Breschnew
US-Präsident wurde

CSU-Chef Edmund Stoiber setzt in
den letzten Monaten seiner Amtszeit die
legendäre Serie seiner sprachlichen Pat-
zer fort. Nach 30 Jahren als Spitzenpoli-
tiker brachte er in seiner letzten grossen
Rede zum Aschermittwoch die Staats-
chefs der Grossmächte USA und der ver-
blichenen Sowjetunion durcheinander.
Ohne mit der Wimper zu zucken, ver-
wechselte der bayerische Ministerpräsi-
dent den amtierenden US-Präsidenten
George W. Bush mit dem längst verstor-
benen Staatschef der früheren Sowjet-
union, Leonid Breschnew. «Ich habe es
für wohltuend empfunden, dass die
Bundeskanzlerin gegenüber dem ameri-
kanischen Präsidenten Breschnew Gu-
antánamo kritisiert hat», sagte Stoiber
mit Blick auf das umstrittene US-Gefan-
genenlager auf Kuba.

Stoiber hatte bereits die Fernsehmo-
deratorin Sabine Christiansen mit «Frau
Merkel» angesprochen und sich zahlrei-
che andere Versprecher geleistet, die
mittlerweile im Internet kursieren.
Glanzvoll war auch Stoibers Rede zur
geplanten Transrapid-Verbindung vom
Hauptbahnhof zum Flughafen Mün-
chen: «Wenn Sie vom Hauptbahnhof
starten – Sie steigen in den Hauptbahn-
hof ein. Sie fahren mit dem Transrapid in
zehn Minuten an den Flughafen Franz-
Josef Strauss – dann starten Sie prak-
tisch hier am Hauptbahnhof in Mün-
chen.» Der 65-jährige CSU-Vorsitzende
will sich Ende September von seinen
Spitzenämtern zurückziehen. (reu/phh)

(Jeon Heon-Kyun, EPA)

Der Nationalismus zeigt Zähne
Unser Bild der Woche zeigt einen südkoreanischen Demons-
tranten, der vor der japanischen Botschaft in Seoul ein Por-
trät des japanischen Premiers Shinzo Abe zerbeisst. Er pro-
testiert damit gegen japanische Hoheitsansprüche auf eine

nur aus Felsen bestehende Inselgruppe im Japanischen Meer.
Die Fläche des Kleinst-Archipels, den die Koreaner Tokdo
und die Japaner Takeshima nennen, beträgt rund 0,2 Qua-
dratkilometer. Er wird seit 1953 von Korea verwaltet. (zl)

Lächeln 
zum Feiertag

Christian Weisflog, Moskau

Minus 25 Grad. Wissen Sie, wie
sich das anfühlt? Das Tiefkühlfach-
Leben? Ich weiss es. Nicht erst seit
vorgestern, aber vorgestern war es
in Moskau wieder einmal so weit:
minus 25 Grad. Die ersten Minuten
im Freien bemerkt man die Kälte
noch nicht. Sie kriecht langsam in
den Körper, zuerst über den Nasen-
spitz, dann die Augenlider, die Wan-
gen und in die Mundwinkel. Bis das
ganze Gesicht zu einer gefühllosen
Grimasse erstarrt und jedes Lachen
zum befreienden Kraftakt wird.

Minus 25 Grad. An solch kalten
Sonnentagen verwandeln sich die
Menschen zu Mumien in schweren
Mänteln, die Gesichter versinken in
Pelzmützen und Kapuzen, die wie
Scheuklappen den Blick vorwärts
richten. Das öffentliche Klima ist in
Russland zwar von Natur aus kühl –
betont wortkarg und ruppig – unter
dem Frost aber erstarrt der letzte
Rest Zwischenmenschlichkeit. 

Deshalb kam sie wohl auch so
unverhofft und mit wenigen Worten
– die Wärme. Obschon der Kalender
sie ankündigt. Aber von vorne: Mi-
nus 25 Grad ist in meinem Hausein-
gang Normaltemperatur, das ganze
Jahr über. Denn hier sitzt in einer
Glaskabine die Deschurnaja, Tag
und Nacht. Die kleine bucklige Da-
me mit Faltengesicht strickt, isst
Sonnenblumenkerne, schaut fern
oder löst Kreuzworträtsel. Vor allem
aber wirft die Deschurnaja grimmige
Blicke über ihren Brillenrand und
passt auf, wer kommt und geht.
Mich als Ausländer betrachtet sie 
besonders kritisch. Nur ab und an
kann ich ihr ein widerwilliges 
«Guten Tag» entlocken.

Vorgestern aber, auf dem Weg in
die Kälte, vernahm ich aus dem
Glaskasten plötzlich eine warme
Stimme: «S prasdnikom!» – «Gratu-
liere zum Feiertag!». Ich drehe mich
verwundert um und sehe die De-
schurnaja mit einem Lachen auf den
Lippen und einem Funkeln in den
Augen. «Morgen ist doch der 23.
Februar, der Tag der sowjetischen
Armee», erklärt sie mir. Vielleicht
weiss es die Deschurnaja nicht oder
will es nicht wissen: Der 23. Februar
war zwar einmal der «Tag der Roten
Armee», heute ist es jedoch der «Tag
des Vaterlandsverteidigers». Unab-
hängig davon, ist das Datum einer
der wenigen Tage im Jahr, an denen
Russen Fremden, ja selbst Auslän-
dern, ein Lachen schenken.

Andernorts


